
I n h a l tPlenums des Obersten Gerichts über die Bemessung des 
Unterhalts für minderjährige Kinder vom 14. April 1965 
(GBl. II S. 331; NJ 1965 S. 305) dargelegten Grundsatzes 
der Leistungspflicht der Unterhaltsbemessung zugrunde 
zu legen war.

Auf der Grundlage dieses Einkommens hätte die Höhe 
des Unterhalts für die Kinder bis zu deren wirtschaft­
licher Selbständigkeit festgelegt werden müssen, also 
auch einschließlich des Zeitraums nach der Strafen tlas- 
sung des Verklagten. Auf diesen Zeitraum hat das 
Kreisgericht jedoch fehlerhafterweise die festgelegten 
Unterhaltsleistungen nicht erstreckt und insoweit keine 
Entscheidung getroffen. Das ist noch nachzuholen und 
eine Entscheidung über die Höhe der Unterhaltszah­
lungen nach dem zu ermittelnden früheren Einkommen 
zu treffen, wobei diese Verpflichtung bis zur Beendigung 
der Unterhaltsbedürftigkeit der Kinder auszusprechen 
ist.

Unrichtig ist aber auch die Art und Weise der Ver­
urteilung zum Unterhalt für die Dauer des Strafvoll­
zugs des Verklagten.

Während dieser Zeit erfolgt die Unterhaltszahlung auf 
der Grundlage der im Scheidungsurteil festgestellten 
Verpflichtung zunächst nach der AO über die Ver­
gütung der Arbeitsleistungen und die Prämiierung 
Strafgefangener sowie die Zahlung von Unterhalt an 
Unterhaltsberechtigte der Strafgefangenen vom 6. April 
1972 (GBl. II S. 340). Das ist im Urteilstenor zum Aus­
druck zu bringen, sofern nicht die Voraussetzungen für 
die Anwendung dieser Anordnung zu verneinen sind. 
Hierbei ist davon abzusehen, ausgehend vom früheren 
Einkommen einen Höchstbetrag der Zahlungen festzu­
legen, da während des Strafvollzugs entsprechend den 
Arbeitsleistungen im Einzelfall u. U. höhere Leistungen 
möglich sein können, diese also nicht zum Nachteil der 
Unterhaltsberechtigten beschränkt werden dürfen. Des­
halb durfte das Kreisgericht den während des Straf­
vollzugs zu zahlenden Unterhalt nicht auf 30 M je Kind 
festsetzen oder gar begrenzen.

Aus dem in der Rechtsprechung zu § 22 FGB entwickel­
ten Grundsatz, daß die Voraussetzungen für eine Unter­
haltsabänderung bei einem inhaftierten Unterhaltsver­
pflichteten grundsätzlich bei Freiheitsstrafen von einem 
Jahr und weniger sowie bei Delikten, die im Zusam­
menhang mit einer hartnäckig die Unterhaltspflicht be­
einträchtigenden Verhaltensweise des Verpflichteten 
stehen, auch bei längeren Freiheitsstrafen nicht vor­
liegen (vgl. OG, Urteil vom 13. November 1973 — 1 ZzF 
17/73 — NJ 1974 S. 126), ergeben sich auch Konsequen­
zen für die erstmalige Festlegung der Unterhaltsver­
pflichtung Strafgefangener.

Ebenso wie es notwendig ist, in eingeschränktem Maße 
davon Gebrauch zu machen, durch Unterhaltsabände­
rungsverfahren die Unterhaltshöhe auf die während der 
Strafhaft im allgemeinen verminderte Leistungsfähig­
keit herabzusetzen, muß die dem zugrunde liegende Er­
wägung der stärkeren Sicherung von Unterhaltsrechten 
der minderjährigen Kinder auch dazu führen, bei erst­
maliger Unterhaltsfestlegung gegenüber einem Straf­
gefangenen die gleichen Maßstäbe anzulegen. Das be­
deutet, daß auch in solchen Verfahren die Bemessung 
des Unterhalts nicht entsprechend der AO vom 6. April 
1972 erfolgt, wenn der Verpflichtete eine Freiheitsstrafe 
von einem Jahr und weniger erhält bzw. verbüßt oder 
wenn er z. B. wegen asozialer Lebensweise, hartnäcki­
ger Rückfälligkeit oder Verletzung der Unterhaltspflicht 
zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr ver­
urteilt worden ist. Diesen Grundsatz wird das Kreis­
gericht in der künftigen Verhandlung zu beachten ha­
ben.
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